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Erziehungsbeistandschaft zur Wahrung Unterhaltsanspruch (Art. 308 Abs. 2 ZGB)

Problem- und Fragestellung

Ich bin Erziehungsbeistand für das Kind einer 22-jährigen, ledigen Mutter. Der KV hat das Kind anerkannt, es besteht jedoch nur wenig Kontakt zum Kind. Ich habe ein rechtskräftiges Urteil, das den KV zu einem Unterhaltsbeitrag verpflichtet. Die KM zögert seit Monaten, das Alimenteninkasso zu den notwendigen rechtlichen Schritten gegen den KV zu ermächtigen. Sie fürchtet die Unannehmlichkeiten, die damit verbunden sind. Auch will sie vermeiden, dass das Besuchsrecht fixiert wird. Emotional scheint sie mir - nach mehreren Gesprächen - nicht in der Lage, den Unterhalt für ihr Kind geltend zu machen. 

Es geht ihr finanziell gut, da sie noch zu Hause wohnt und eine gute Stelle hat. Auch ist die Betreuung des Kindes gewährleistet.

Nun stelle ich mir folgende Fragen

-
 Besteht zur Wahrung des Kindswohls die Verpflichtung der VB bzw. des Beistandes, an Stelle der KM die Beiträge einzutreiben? 

- 
Muss der Beistand ausdrücklich dazu ermächtigt werden?

Erwägungen

Ist das Kindeswohl gefährdet, so kann ein Beistand gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB zur Wahrung des Unterhaltsanspruches bestellt werden. Mit der Ernennung nach 308 Abs. 2 ZGB wird der Beistand ex lege zum gesetzlichen Vertreter des Kindes im Ausmass der ihm übertragenen Angelegenheiten.
 Soweit bei der auf Art. 308 Abs. 2 ZGB gestützten Beistandschaft keine Beschränkung der elterlichen Sorge nach Art. 308 Abs. 3 ZGB erfolgt, ist der Beistand allerdings nicht der einzige Vertreter des Kindes in der ihm übertragenen Angelegenheit, sondern nur parallel zum Inhaber der elterlichen Sorge zur Vertretung befugt. Seine Befugnis ist somit im Prinzip keine ausschliessliche, sondern bloss eine mit dem Inhaber der elterlichen Sorge konkurrierende. Das bedeutet, dass das Kind dann für den bestimmten Bereich des beiständlichen Auftrages zwei Rechtsvertreter zu ein und derselben Zeit hat – einen ordentlichen (den oder die Inhaber der elterlichen Sorge) und einen ausserordentlichen (den Erziehungsbeistand).

Vor der ihm zukommenden Kompetenz zur Vertretung des Kindes hat der Beistand allerdings grundsätzlich nur Gebrauch zu machen, wenn und soweit der Inhaber der elterlichen Sorge nicht selber zum Wohle des Kindes handelt, da jede Kindesschutzmassnahme prinzipiell nicht verdrängend, sondern bloss ergänzend handzuhaben ist.
 In welchem Ausmass der Beistand selber handeln soll oder nur beratend und helfend mitzuwirken hat, ist eine Frage des jeweiligen Einzelfalles. 

Besteht ein Unterhaltsvertrag und bleibt die Leistung des Unterhaltsschuldners aus und wird dadurch das Wohl des Kindes gefährdet, muss für deren Durchsetzung gesorgt werden. Der mit der Durchsetzung der Leistung beauftragte Beistand hat dem Kind sowie dem obhutsberechtigten Elternteil vor allem rechtlichen Beistand zu leisten.

Im vorliegenden Fall ist das Kind auch ohne Unterhaltszahlungen des Kindsvaters gut gestellt und objektiv wird das Wohl des Kindes nicht beeinträchtigt. Subjektiv erleidet das Kind jedoch eine Einbusse, weil die Unterhaltszahlungen ausbleiben. Aus diesem Grund ist es sinnvoll, auf die Mutter einzuwirken und zusammen mit ihr die rechtlichen Schritte einzuleiten. Ihr ist aufzuzeigen, dass ein Verzicht auf die Einforderung des Unterhaltes zur Verhinderung des Kontaktes zwischen Vater und Kind nicht dem Kindeswohl entspricht. Insbesondere ist zu beachten, dass grundsätzlich ein altersgerechter Kontakt mit dem Kindsvater im Interesse des Kindeswohls angezeigt ist, falls keine besonderen Gründe dagegen sprechen. Vielleicht hilft es, wenn der Kindsmutter aufgezeigt wird, dass sich ein allfälliges Besuchsrecht des Kindsvaters bei Kleinkindern auf wenige Stunden im Monat beschränkt. 

Grundsätzlich kann zu oben genanntem Fall gesagt werden, dass der Beistand nach Art. 308 Abs. 2 ZGB die nötigen Schritte zur Einforderung der Unterhaltsbeiträge unternehmen sollte, falls keine stichhaltigen Gründe dagegen sprechen. Die Mutter kann allerdings die rechtlichen Schritte des Beistandes durchkreuzen, wenn sie mit seinem Vorgehen nicht einverstanden ist (konkurrierende Befugnis). Gelangt man zu der Lösung, dass keine rechtlichen Schritte unternommen werden, ist es für die spätere Durchsetzung der Leistung wichtig, dass die Unterhaltsbeiträge für das Kind weiterhin geschuldet bleiben.
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